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Hintergrundpapier 

Finanzierung der Gesundheitsversorgung 
von Bürgergeldbeziehenden 

Versprechungen der Politik … 

Auszug aus dem Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD (Merkel IV) vom 12.3.2018: 

„Wir wollen die schrittweise Einführung von kostendeckenden Beiträgen zur GKV für die Bezieher von 
ALG II aus Steuermitteln finanzieren.“ 

Auszug aus dem Koalitionsvertrag 2021-2025 zwischen SPD, Bündnis90/Grüne und FDP vom 
07.12.2021:  

„Wir finanzieren höhere Beiträge für die Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II aus 
Steuermitteln.“ 

… und die Realität 

Darstellung nach IGES (2017), GKV-Beiträge der Bezieher von ALG II (Gutachten im Auftrag des BMG) 



Seite 2 von 4 

 

Mit der stufenweisen Absenkung der Bemessungsgrundlage wurde die Absicherung des 
Arbeitsmarktrisikos sukzessive in die gesetzliche Krankenversicherung verschoben. Sie trägt die Lasten 
der Arbeitslosigkeit zunehmend in Form geminderter Beiträge mit. 

Gesetzliche Änderungen zur Beitragsbemessung waren: 

• Rentenreformgesetz 1992: Mit Wirkung ab 1995 wurden die KV-Beiträge der Beziehenden von 
Arbeitslosenhilfe nicht mehr auf die volle Höhe, sondern nur noch auf 80 % des der 
Lohnersatzleistung zugrundeliegenden Brutto-Arbeitsentgelts gezahlt. 

• Gesetz zur Neuregelung der sozialversicherungsrechtlichen Behandlung von einmalig 
gezahltem Arbeitsentgelt (Einmalzahlungs-Neuregelungsgesetz): Mit Wirkung ab 2001 wurde 
die Bemessungsgrundlage von 80 % auf 58 % des dem Zahlbetrag der Arbeitslosenhilfe 
zugrundeliegenden Brutto-Arbeitsentgelts vermindert. 

• Erstes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz I): Mit Wirkung ab 2003 
wurde der Zahlbetrag der Arbeitslosenhilfe zur Bemessungsgrundlage herangezogen; dieser 
betrug dann nur noch 57 % (Leistungsbezieher mit Kind) bzw. 53 % (ohne Kind) des früheren Netto-
Arbeitsentgelts. 

• Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz IV): Mit Wirkung ab 
2005 wurde die Arbeitslosenhilfe abgeschafft und durch das neue Arbeitslosengeld II (ALG II) 
ersetzt. Mit der Änderung durch das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
(Hartz IV) wurde für die Krankenversicherung eine bezogen auf das Jahr 2004 kostenneutrale 
Umstellung ab 2005, zudem mit der „Anlehnung an die Entwicklung der Bezugsgröße“ eine 
Dynamisierung angestrebt und umgesetzt. 

• Bürgergeld-Gesetz: Mit Wirkung ab 2023 wurden die sogenannten Hartz IV-Regelungen abgelöst, 
das ALG II wurde zum Bürgergeld. 

Durch die gesetzlichen Maßnahmen seit Beginn der 1990er-Jahre wurde die Bemessungsgrundlage der 
Beiträge für Beziehende von Bürgergeld (vormals Arbeitslosenhilfe, ALG II) nahezu halbiert. 

2005: Übergang von der individuellen Beitragsbemessung zur Zahlung einheitlicher Beitragspauschalen  

• Abschaffung Arbeitslosenhilfe  
• Einführung ALG II als einheitliche Leistung der Existenzsicherung bei Bedürftigkeit erwerbsfähiger 

Personen 
• seither einheitliche Beitragspauschale je Mitglied statt individueller Beitragsbemessung 
• Fortschreibung des abgesenkten Beitragseinnahmenniveaus  
• Technik: Bestimmung der beitragspflichtigen Einnahmen durch Multiplikation der monatlichen 

Bezugsgröße mit einem Faktor x, Faktor x heute 0,2155 – Details siehe nachfolgende Grafik 
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In welchem Umfang sind die Ausgaben der GKV für Bürgergeldbeziehende durch Beiträge 
tatsächlich gedeckt?  

Ein Gutachten des IGES-Instituts im Auftrag des GKV-Spitzenverbandes hat dazu die Deckungsquote 
von Einnahmen und Ausgaben der GKV für hilfebedürftige erwerbsfähige Personen im Jahr 2022 
ermittelt. Es aktualisiert ein Gutachten aus dem Jahr 2017, das damals im Auftrag des BMG entstand.  

Danach ergab sich für das Jahr 2022 eine Unterfinanzierung der Gesundheitsausgaben von ALG-II-
Beziehenden - jetzt Bürgergeld - in Höhe von 9,2 Milliarden Euro. Das entspricht einer Deckungsquote 
von 39 Prozent. Eine kostendeckende monatliche Beitragspauschale des Bundes für diese 
Versichertengruppe – jetzt Bürgergeldbeziehende - hätte 311,45 Euro betragen müssen. Tatsächlich 
waren es im Jahr 2022 nur 108,48 Euro. 

Die nicht kostendeckenden Beiträge des Bundes für die gesundheitliche Versorgung von 
Bürgergeldbeziehenden belaufen sich derzeit auf 144,04 Euro im Monat. Zwischenzeitlich hat die 
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Finanzkommission Gesundheit die Finanzierungslücke für das Jahr 2027 auf rund 12 Milliarden Euro 
pro Jahr beziffert.1 

Dass zum 1. Juli 2026 aus dem Bürgergeld das Grundsicherungsgeld wird, ändert an den vorstehend 
genannten Regelungen und Zahlungen nichts.  

Der Regierungsentwurf für ein GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz (Bundesratsdrucksache 256/26) 
sieht jedoch inhaltliche Änderungen ab dem Jahr 2027 vor: 

Demnach werden die für die Beitragsbemessung relevanten, gesetzlich definierten beitragspflichtigen 
Einnahmen der Beziehenden von Grundsicherungsgeld (vormals Bürgergeld) in den Jahren 2027 bis 
2031 schrittweise angehoben. Damit soll die Beteiligung des Bundes, der die 
Krankenversicherungsbeiträge für diesen Personenkreis im Rahmen der staatlichen Daseinsvorsorge 
zu tragen hat, an den tatsächlichen Kosten der gesundheitlichen Versorgung der 
Grundsicherungsgeldbeziehenden erhöht werden. Die Neuregelung sieht konkret vor, dass der Faktor 
nach § 232a Absatz 1 Nummer 2, mit dem die monatliche Bezugsgröße der Sozialversicherung nach § 
18 SGB IV zu multiplizieren ist, um die monatlichen beitragspflichtigen Einnahmen der 
Grundsicherungsgeldbeziehenden zu ermitteln, ab dem Jahr 2027 in fünf Schritten erhöht wird. Daraus 
ergeben sich laut der Gesetzesbegründung voraussichtlich die nachfolgenden Beitragsmehreinnahmen 
für den Gesundheitsfonds: 

Jahr Faktor nach § 232a Absatz 1 
Nummer 2 SGB V 

Geschätzte Beitragsmehreinnahmen 
gegenüber 2026 

2027 0,2234 250 Mio. Euro 

2028 0,2312 500 Mio. Euro 

2029 0,2464 1.000 Mio. Euro 

2030 0,2618 1.500 Mio. Euro 

2031 0,2766 2.000 Mio. Euro 

 

Parallel regelt derselbe Gesetzentwurf, dass die Beteiligung des Bundes zur Abgeltung der 
Aufwendungen der Krankenkassen für versicherungsfremde Leistungen ab dem Jahr 2027 dauerhaft 
um 2 Mrd. Euro auf 12,5 Mrd. Euro gekürzt wird. Zur Begründung wird ausdrücklich die notwendige 
Konsolidierung des Bundeshaushalts angeführt. Betrachtet man also insgesamt den Gesetzentwurf, so 
entlastet sich der Bund im Saldo erheblich zulasten der Beitragszahlenden der GKV, anstatt seiner 
originären Finanzverantwortung für die der GKV übertragenen gesamtgesellschaftlichen Aufgaben 
stärker nachzukommen. 

 
 
1 FinanzKommission Gesundheit, Erster Bericht vom 30.03.2026, Empfehlungen zur Stabilisierung des Beitragssatzes zur 
gesetzlichen Krankenversicherung ab 2027, Seite 414ff (Reformempfehlung Nr. 62: Finanzierung der Beiträge von 
Bürgergeldbeziehenden in der GKV) 


